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d ie große stärke der Europäischen union 
liegt in ihrer Vielfalt. Gerade auf der kom-
munalen Ebene findet Vielfalt in beson-

derer Weise ihren ausdruck. Kommunale selbst-
verwaltung ermöglicht passfähige lösungen, die 
gleichzeitig im Einklang mit regionaler Kultur und 
identität stehen. Denn was für lahti in Finnland 
gut ist, muss nicht in Catania in sizilien funktio-
nieren. Kommunale selbstverwaltung ist ein hohes 
Gut und ein Quell von innovation – auch auf eu-
ropäischer Ebene ist dies anerkannt. über 95.000 
Kommunen bilden das feste Fundament unserer 
Europäischen union und unserer Demokratie. 

Dass Kommunalpolitik sich seit dem Vertrag von 
maastricht von 1991 auch immer öfter mit europäi-
schen Verordnungen und richtlinien auseinander-
setzen muss, weil mehr als zwei Drittel der recht-
setzung der Eu auswirkungen auf kommunales 
Handeln hat, ist allgemein bekannt und in vielen 
Publikationen beschrieben. in dieser ausgabe der 
DEmo wollen wir uns aber nicht mit diesem Phä-
nomen beschäftigen, sondern vielmehr über den 
tellerrand hinaus blicken auf die Entwicklungen in 
der Kommunalpolitik unserer nachbarn: Vor wel-
chen Herausforderungen steht Kommunalpolitik in 
anderen europäischen ländern? Welche themen 
bestimmen dort die agenden? Welche lösungs-
wege werden dabei von unseren europäischen 
Freunden beschritten? 

über die vielfältigen Erfahrungen unserer eu-
ropäischen nachbarn können wir uns bei einer 

Kommunale Vielfalt  
stärkt Europa
Zur Einführung – Kommunalpolitik in Europa

Autor Peter Hamon

reise durch Europa in dieser ausgabe der DEmo 
impulse informieren. unsere reise durch die Kom-
munalpolitik in Europa werden wir in Frankreich 
mit einem Beitrag von Christophe rouillon begin-
nen. Er wird die umfassende territorialreform in 
Frankreich vorstellen – einem land, das 80 Prozent 
mehr landfläche als die Bundesrepublik besitzt, 
aber 17,5 Prozent weniger Einwohnerinnen und 
Einwohner. mit der relativ dünnen Besiedelung 
Frankreichs (103,4 Einwohner pro qm gegenüber 
226,5 pro qm in Deutschland) geht auch eine mit 
über 36.000 hohe Zahl an Gemeinden (gegen-
über rund 11.100 in Deutschland) einher. Danach 
werden Bernhard müller und Petr schlesinger die 
rechtliche stellung der Kommunen in Österreich 
bzw. der tschechischen republik beleuchten und 
die Herausforderungen für die kommunale Ebene 
in den beiden ländern aufzeigen und dabei den 
Fokus besonders auf die Zersplitterung der Kom-
munen und deren finanzielle ausstattung richten. 
unsere reise endet in Brüssel und Berlin mit einem 
Beitrag von Hella Dunger-löper, die die Bundes-
hauptstadt im ausschuss der regionen (adr) der 
Europäischen union seit 2012 vertritt und dort 
als Berichterstatterin den Entstehungsprozess der 
„urban agenda“ der Europäischen union begleitet 
hat. Diese „urban agenda“ ist aus der Erkenntnis 
erwachsen, dass den städten und den städteregi-
onen eine schlüsselrolle bei der umsetzung und 
Gestaltung zukunftsweisender und bürgernaher 
Politiken in Europa zukommt und sie daher stär-

ker in Entscheidungsprozesse einbezogen werden 
müssen.

und zukunftsweisende und bürgernahe Poli-
tiken sind dringend gefragt. unsere Europäische 
union ist derzeit in keinem guten Zustand. natio-
nalisten und Populisten blasen zum angriff auf die 
Europäische union, auf eine Errungenschaft, die 
seit 60 Jahren für Versöhnung, Frieden und Wohl-
stand steht. Ja, Vieles ist noch verbesserungswür-
dig und muss weiter entwickelt werden, aber die 
Eu ist gut! auf der Grundlage der gemeinsamen 
Werte der menschenrechte, Demokratie und tole-
ranz bietet sie uns im Zeitalter der Globalisierung 
eine einmalige möglichkeit, unsere Kräfte und 
ideen zu bündeln, um im friedlichen Wettbewerb 
der Weltregionen bestehen zu können. „lasst 
uns“, wie Helmut schmidt in seiner starken rede 
auf dem sPD-Bundesparteitag 2011 gefordert hat, 
„dafür arbeiten und kämpfen, dass die historisch 
einmalige Europäische union aus ihrer gegen-
wärtigen schwäche standfest und selbstbewusst 
hervorgeht!“ lasst uns das gemeinsam mit aller 
Entschlossenheit tun!
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d as am 7. august 2015 veröffentlichte 
Gesetz zur territorialen neuorganisation 
der republik (notre) überträgt den re-

gionen neue Zuständigkeiten und definiert die 
jeder Gebietskörperschaft zugeordneten Kom-
petenzen neu. Es handelt sich hierbei um den 
dritten teil der territorialreform – nach dem Ge-
setz zur modernisierung des territorialen öffent-
lichen Handelns und stärkung der metropolen 
(erster teil) und dem „Gesetz zur abgrenzung 
der regionen“ (zweiter teil).

Hintergrund
im rahmen des Prozesses für eine neuordnung 
des französischen territoriums ermöglicht die 
Dezentralisierung eine übertragung der Verwal-
tungskompetenzen vom staat auf die lokalen 
Gebietskörperschaften. artikel 1 der französi-
schen Verfassung betont, dass „die französische 
republik dezentral organisiert ist“. 

Frankreich hat heute vier lokale Verwaltungs-
ebenen, die sich die Kompetenzen teilen: Kom-
munen, interkommunale Verbände (intercom-
munalité), Departements und regionen. Diese 
anhäufung von Verwaltungsebenen, geteilter 
Kompetenzen und Querfinanzierungen werden 
häufig unter dem Begriff des „millefeuille terri-
torial“* zusammengefasst. Diese organisation des 
staates ist für den Bürger oft unverständlich und 
schadet der Effizienz der territorialen öffentlichen 
Politik.

Eine umfangreiche territorialreform wurde da-
her umgesetzt, um die französische territoriale 
struktur umzuwandeln. Zielsetzung der regie-
rung: eine senkung der öffentlichen ausgaben 
und eine verbesserte Wahrnehmung der Bedürf-
nisse der Bürger.

Erster Schritt: Die Stärkung der Metropolen
im Januar 2014 verabschiedete das Parlament 
endgültig den Gesetzesentwurf zur modernisie-
rung des territorialen öffentlichen Handelns und 

zur stärkung der metropolen (matPam). Die-
ser erste abschnitt der Gebietsreform beinhaltet 
zwei Hauptstränge.

Einerseits führte das Gesetz zur Einrichtung ei-
ner „territorialen Konferenz der öffentlichen Poli-
tik“ (CtaP) in jeder region. aufgabe der CtaP ist 
es, die unterschiedlichen Gebietskörperschaften 
einer region zusammen zu bringen um sie dann 
anzuregen, ihre tätigkeitsfelder im Bereich der 
Kompetenzverteilung zu koordinieren. Die CtaP 
ermöglichen jeder region, die aufteilung und 
ausübung dezentralisierter Zuständigkeiten an 
die territorialen Gegebenheiten anzupassen.

andererseits hat das maPtam-Gesetz auch 
metropolen geschaffen. Dabei handelt es sich 
nicht um eine zusätzliche Ebene, da die metropo-
len die stadtverbände oder städtischen Ballungs-
zentren folgender stadtgebiete ersetzen: Bor-
deaux, Brest, Grenoble, lille, montpellier, nantes, 
nice, rennes, rouen, strasbourg und toulouse. 
sie sind mit deutlich stärkeren Kompetenzen aus-
gestattet, um ihre Funktion als metropole aus-
üben zu können. Die metropolen marseille, lyon 
und Paris verfügen über einen sonderstatus. im 
Parlament wird derzeit in einem Gesetzesentwurf 
debattiert, die liste der o. g. metropolen um Di-
jon und orléans zu erweitern.

Zweiter Schritt: Die neue Karte der Regionen
Der zweite teil der territorialreform zielt auf ei-
ne reduzierung der anzahl der regionen. Damit 
sie im Vergleich zu ihren europäischen nach-
barregionen aus geografischer, demografischer 
und wirtschaftlicher sicht eine kritische Größe 
erlangen, wünschte die regierung eine Fusion 
bestimmter regionen. seit dem 1. Januar 2016 
hat Frankreich nun 13 metropolregionen, gegen-
über zuvor 22 regionen. 

Die neue aufteilung der regionen fand keinen 
Konsens, doch auch jede andere aufteilung hätte 
keinen Konsens erreicht. Gleichwohl hat sie eine 
leidenschaftliche und intensive Debatte im Parla-
ment ausgelöst, die schliesslich dazu führte, dass 
die reform mit eindeutiger mehrheit angenom-
men wurde. Dieses Gesetz ist jedoch nur dann 
sinnvoll, wenn die neuen regionen auch über 
bessere Handlungsmöglichkeiten verfügen. Dies 
ist Gegenstand des dritten abschnitts der terri-
torialreform.

Dritter Schritt: Gesetz zur territorialen  
Neuorganisation der Republik (NOTRe) 
im Wesentlichen wird folgendes bestimmt: 

Ù Aufhebung der allgemeinen Kompetenz-
klausel
Die Klausel der allgemeinen Kompetenzen für die 
Departements und regionen wird aufgehoben. 
Diese beiden Ebenen haben demzufolge nicht 
mehr das recht, in alle themen einzugreifen und 
die ausgaben in allen Bereichen der öffentlichen 
Politik zu bestimmen. Es klärt „wer was macht“, 
harmonisiert die öffentliche Politik zwischen den 
unterschiedlichen Ebenen, vermeidet unnötige 
ausgaben, die entstehen, wenn verschiedene 
Ebenen der Gebietskörperschaften miteinander 
im gleichen Handlungsfeld konkurrieren. 

Ù Stärkung der Kommunen
Die kommunale Ebene, die Ebene der lokalen 
Demokratie, bildet das Fundament der republik. 
Die Kommune bleibt somit die einzige Ebene der 
Gebietskörperschaften, die über die allgemeine 
Kompetenzklausel verfügt. Dies ermöglicht es 
ihr, auf alle Bedürfnisse der Bürger im alltag ein-
zugehen. Gestärkt wird diese Ebene auch durch 
neue mittel, die einen Zusammenschluss von 
Kommunen fördern. Der Gesetzesentwurf un-
ter der Bezeichnung „neue Kommunen“ wurde 
parallel zu dem Gesetzesprojekt des notre von 
der regierung vorgeschlagen und unterstützt. 
Darin heißt es, dass für Kommunen, die sich die-
sem neuen rationalisierungsschritt anschließen, 
finanzielle anreize geschaffen werden.

Ù Die Bedeutung der Interkommunalen Ver-
bände nimmt zu
interkommunaler Verband bezeichnet die unter-
schiedlichen Formen der Zusammenarbeit zwi-
schen den Kommunen zugunsten territorialer 
Projekte. seit dem 1. Januar 2014 gehören 36.000 
Kommunen Frankreichs zu einem interkommuna-
len Verband: Gemeindeverbände, stadtverbände 
(agglomeration) und auch metropolen. Bei den 
letzten Kommunalwahlen konnten die Bürgerin-
nen und Bürger zum ersten mal die Vertreter in 
ihre interkommunalen Verbände wählen.

Da diese Zusammenschlüsse bislang in der 
Größe sehr unterschiedlich waren, fehlten ihnen 
die mittel, um bedeutende Projekte tragen zu 
können. Die reform erweitert nun den integrati-
onsprozess der Kommunen und hebt so die stel-
lung der interkommunalen Verbände. ab dem 
1. Januar 2017 müssen interkommunale Verbän-
de mindestens 15.000 Einwohner haben und 
rund um die lebenszentren organisiert sein.

Die anhebung der schwelle für interkommuna-
le Verbände von 5.000 auf 15.000 Einwohner wird 
von einer ausweitung der Zuständigkeiten für die 
interkommunalen Verbände (tourismus, stellplät-
ze für das fahrende Volk, Dienstleistungszentren) 
begleitet. Dies ermöglicht eine reduzierung der 
anzahl der Zweckverbände (syndicats intercom-
munaux) und schafft Einsparpotentiale bei den 
Versorgungseinrichtungen für unsere Bürger wie 
Wasser, abfall oder nahverkehr. Für Gebiete mit 

Die neue französische  
Gebietsreform
mehr Klarheit und Effizienz durch modernisierung  
der territorialen Gliederung

Autor Christophe Rouillon

* Anm. der Übersetzerin: Im Französischen hat sich hier 
ein sehr bildhafter Ausdruck für die vielschichtige Struk-
tur fest etabliert. Bei dem Millefeuille handelt es sich 
ursprünglich um ein spezielles Blätterteiggebäck mit 
Füllung, das zahlreiche Ebenen aufweist.
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besonderen Eigenschaften (wie z. B. Bergregionen 
etc.) sind anpassungen vorgesehen.

Ù Ausrichtung der Departements auf Solida-
rität
Die Departements richten sich wieder mehr auf 
die soziale Daseinsvorsorge aus – unter Bekräf-
tigung ihrer Zuständigkeit bei der Prävention 
sowie der leistungsübernahme bei schwierigen 
lebenssituationen, der sozialen Entwicklung, 
der inobhutnahme von Kindern und Jugendli-
chen und der sicherung einer selbständigen le-
bensführung von Personen.

im Gegensatz zu dem, was man in ersten Dis-
kussionen und Gesetzesentwürfen hören konn-
te, wird das Departement nicht geschwächt. 
in seiner Position als „Gebietskörperschaft mit 
Kompetenzen der sozialen und territorialen so-
lidarität“ wird es nur in seinen Zuständigkeiten 
in den Bereichen Vekehr und unternehmensför-
derung entlastet.

Das Departement bildet die „solidargemein-
schaft“: ihnen unterstehen weiterhin die Haupt- 
und mittelstufenschulen (Collèges), das stra-
ßennetz, die gesamten sozialdienstleistungen, 
sie führen aber gleichzeitig auch die sozialen 
Dienststellen in unmittelbarer nachbarschaft: 
Kinder- und Jugendschutz sowie Familienhilfe. 

Das Gesetz geht noch weiter und stärkt den 
solidarcharakter des Handlungsraums der De-
partements durch die Erweiterung auf eine „ter-
ritoriale solidarität“. Hier wird mit unterstützung 
von Experten eine Projektplanung entwickelt, 
die Kommunen und interkommunale Verbände 
in technischen Bereichen begleitet, in denen sie 
nicht über die erforderlichen mittel verfügen 
(u.a. die raumordnung, das Wohnungswesen).

Ù Stärkung der Regionen
Entsprechend der Grundphilosophie der reform 
wurde bei ihrer Erarbeitung die rolle der region 
im Bereich raumordnung und nachhaltiger Wirt-
schaftsentwicklung gestärkt.

in mehreren Bereichen verfügen die regionen 
über exklusive Kompetenzen: 
• Wirtschaftsentwicklung
sie übernehmen die Erarbeitung eines regiona-
len schemas für Wirtschaftsentwicklung, inno-
vation und internationale ausrichtung, investiti-
onshilfen im immobilienbereich und Förderung 
innovativer unternehmen (srDEii). Das schema 
definiert ebenfalls die ausrichtung auf eine at-
traktivität des regionalen territoriums und die 
Entwicklung der solidarwirtschaft.
Die region ist allein zuständig für die Definition 
der Beihilfen und allgemeinen Zuschüsse (sub-
ventionen, Darlehen, rückzahlbare Vorschüsse 
etc.) zur Gründung oder Erweiterung wirtschaft-
licher aktivitäten oder der unterstützung sich 
in schwierigkeiten befindender unternehmen. 
sie moderiert auch die „Pôles de compétitivité“ 
(Wettbewerbscluster/Kompetenzzentren).
• Verwaltung der europäischen Programme EFRE, 
ElEr und eines teils des EsF
Die Verwaltung der mittel aus dem Europäischen 

sozialfonds liegt seit dem Jahr 2014 im rahmen 
des matPam-Gesetzes bei den regionen. sie 
haben von nun an die aufgabe, mit den anderen 
Gebietskörperschaften Projekte auf territorialer 
Ebene auszuwählen und mit zu entwickeln. 
• Berufsausbildung, Lehre und duales System
seit dem 1. Januar 2015 ist die region zustän-
dig für maßnahmen der beruflichen aus- und 
Weiterbildung. Dies beinhaltet auch die Einglie-
derung von Jugendlichen in schwierigen lebens-
situationen und das duale ausbildungssystem.
• Gymnasien
Die region kümmert sich um den Bau, Erhalt 
und die Funktionsfähigkeit der allgemeinbilden-
den Gymnasien und der landwirtschaftsschulen. 
• Raumordnung und Umwelt
Bei der Erarbeitung eines regionalen schemas 
für raumplanung, nachhaltige Entwicklung und 
Gleichbehandlung der Gebiete muss die region 
die Zielsetzungen für ein Gleichgewicht und eine 
Gleichbehandlung der Gebiete festlegen. Ferner 
bestimmt sie darin die ansiedlung unterschiedli-
cher infrastrukturen, die Erschließung ländlicher 
Gebiete, die wirtschaftliche nutzung des rau-
mes und die Verkehrsentwicklung. Zielsetzun-
gen für Energiemanagement und -nutzung so-
wie für die Bekämpfung des Klimawandels und 
der luftverschmutzung wie auch für den schutz 
der Biodiversität werden ebenfalls festgelegt. 
Die region ist auch damit betraut, den regiona-
len Plan für abfallvermeidung und Entsorgungs-
management zu erstellen. 
• Verkehr
Das Gesetz überträgt den regionen die Zustän-
digkeiten für Fragen des Verkehrswesens (schul-
busse, bedarfsgesteuerte Verkehrssysteme, re-
gionaler nahverkehr). ausgenommen hiervon  
ist das Verkehrswesen innerhalb der städtischen 
Ballungsräume.

Fazit
Ziel dieser reform ist es, die territoriale Gliede-
rung Frankreichs zu modernisieren. in einem Zu-
sammenhang, der mehr denn je die Effizienz öf-
fentlichen Handelns erfordert, sucht die reform 
den anforderungen der öffentlichen territorialpo-
litik nach Klarheit und Kohärenz gerecht werden.

Übersetzung: Daria Schmitt

Christophe Rouillon  
Bürgermeister von Coulaines,  
Vizepräsident des Verbandes der  
kleinen Städte Frankreichs (APVF),  
Mitglied im Ausschuss der Regionen 
www.christopherouillon.fr Fo
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heute gestalten!“
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InteressentInnen können 
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Energiewende

·  Intelligente Mobilität

am 31. März /
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1. Rechtliche Stellung
art. 116 abs. 1 der Österreichischen Bundesver-
fassung (B-VG) besagt: „Jedes land gliedert sich 
in Gemeinden. Die Gemeinde ist Gebietskörper-
schaft mit dem recht auf selbstverwaltung und 
zugleich Verwaltungssprengel.“ und in abs. 2 
heißt es weiter: „Die Gemeinde ist selbständiger 
Wirtschaftskörper.“1 abgesehen von den statu-
tarstädten2, die verfassungsrechtlich verankert 
sind, verfügen die österreichischen Gemeinden 
über keinerlei explizite juristische Bestandsga-
rantie. Das heißt einzelne Kommunen können 
jederzeit, ohne Einbindung der Bürgerinnen und 
Bürger oder gegen deren Willen mit anderen fu-
sioniert werden, wenn der Grundsatz der sach-
lichkeit eingehalten wird.3 

Der österreichische Gesetzgeber geht von 
einer „Einheitsgemeinde“ aus und insinuiert, 
dass alle Kommunen mit ihren ausprägungen, 
aufgaben, Funktionen und Herausforderungen 
ident seien. „Der Fiktion der abstrakten Einheits-
gemeinde liegt der Gedanke zugrunde, dass 
alle Gemeinden unabhängig von ihrer Größe, 
aber auch Wirtschaftskraft bzw. sozialstruktur 
hinsichtlich organisation und aufgabenbereich 
gleich behandelt werden. Die realität in den 
Gemeinden zeigt aber, dass es sehr wohl gro-
ße unterschiede gibt und es liegt auf der Hand, 
dass größere Gemeinden (etwa ab einer Ein-
wohnerzahl von 10.000) einen breiteren aufga-
benbereich erfüllen können bzw. auch müssen, 
weil dies von der Bevölkerung gefordert wird“ 
wie der Österreichische städtebund schon vor 
einigen Jahren in einer offiziellen stellungnahme 
festgehalten hat.4 

2. Gemeindestrukturen in Österreich
Die kommunale struktur Österreichs ist durch 
eine starke Zergliederung charakterisiert. Bei 
rund 8,7 millionen Einwohnerinnen (EW) um-
fasst die Gebietskörperschaft Bund exakt 2.100 
Gemeinden. 201 davon sind mit einem histori-
schen, heute einfluss- und bedeutungslosen, 
stadtrecht versehen und werden als stadtge-
meinden5 bezeichnet. lediglich die 15 städte 
mit eigenem statut (statutarstädte) haben eine 
besondere stellung, weil sie neben der Gemein-
deverwaltung auch Bezirksverwaltungsbehörde 
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sind. Es sind dies Eisenstadt, Graz, innsbruck, 
Klagenfurt, Krems, linz, rust, salzburg, st. Pöl-
ten, steyr, Villach, Waidhofen/Ybbs, Wels, Wien, 
Wiener neustadt.

Österreich hat nur eine millionenstadt (Wien 
mit 1,8 millionen EW). neben der Bundeshaupt-
stadt haben lediglich die städte Graz, linz, salz-
burg und innsbruck mehr als 100.000 EW. Die 
nummer neun im städteranking, die niederös-
terreichische landeshauptstadt st. Pölten, hat 
bereits nur mehr 53.000 EW, die nummer zehn, 
Dornbirn, ist bereits unter der 50.000-EW-mar-
ke. Eisenstadt, die landeshauptstadt des Bur-
genlandes zählt lediglich 15.985 EW (stand De-
zember 2015).

Die österreichische Durchschnittsgemeinde 
(ohne Wien) hat 3.418 EW. Den höchsten Be-
völkerungsschnitt je Gemeinde verzeichnet salz-
burg (4.523 EW), den niedrigsten das Burgen-
land (1.686 EW).6 

3. Gemeindeautonomie
Das am 17. märz 1849 durch Kaiser Franz Joseph 
i. erlassene Provisorische Gemeindegesetz (rG-
Bl. 170) gilt als Grundstein der Herausbildung 
von eigenständigen Gemeinden und ist auch im 
heutigen Österreich noch von Bedeutung, wie 
artikel i des „Kaiserlichen Patentes“ beweist: 
„Die Grundfeste des freien staates ist die freie 
Gemeinde.“7 „am 12. Juli 1962 kam es zu einer 
historischen Entscheidung für Österreichs städte 
und Gemeinden: an diesem tag beschloss der 
Bundesgesetzgeber die kommunale selbstver-
waltung als Bestandteil der Bundesverfassung.“8  
Das österreichische Bundeskanzleramt stellt zum 
thema Gemeindeautonomie Folgendes fest: „Die 
organisatorische Vielfalt der Österreichischen 
Verwaltung leitet sich von zwei Grundsätzen ab: 
vom verfassungsrechtlichen Grundprinzip der 
Bundesstaatlichkeit und dem Prinzip der kom-
munalen selbstverwaltung der österreichischen 
Gemeinden.“9 auf initiative des Österreichischen 
städtebundes und des Österreichischen Gemein-
debundes haben die beiden Kammern des öster-
reichischen Parlaments, nationalrat und Bundes-
rat, die Gemeindeverfassungsnovelle beschlos-
sen, mit der „eine vollständige neufassung der 
art. 115 bis 120 B-VG vorgenommen“ wurde.10 

Eine zentrale rolle spielte dabei die Festlegung 
sowie Garantie des eigenen Wirkungsbereiches 
einer Gemeinde.

4. Gemeindestrukturreformen  
der Vergangenheit
nach dem Zweiten Weltkrieg und der Wieder-
herstellung der republik umfasste Österreich 
4.065 Gemeinden, mit stand november 2016 
sind es 2.100. Dies bedeutet, dass in den letz-
ten 70 Jahren die Zahl der Gemeinden durch 
Zusammenlegungen und auflösungen um 1.965 
gesunken ist, was einer reduktion von 48,34 
Prozent entspricht. im Zeitraum von 01.01.1960 
bis 31.12.1970 fand mit einer Verringerung von 
1.349 Gemeinden die größte Kommunalstruk-
turreform in der Geschichte Österreichs statt, 
wobei es ein starkes Gefälle innerhalb des lan-
des gab. Die Gemeindestrukturreform in der 
steiermark von 2011-2015 war die erste struktu-
rierte und konzeptive Vorgangsweise in einem 
österreichischen Bundesland zur Verringerung 
der Gemeindeanzahl und zur schaffung von 
größeren Einheiten, nach den Fusionswellen in 
den 1960er- und 1970er-Jahren. mit Wirkung 
vom 01.01.2015 wurden durch weit gehende Zu-
sammenlegungen aus 542 Gemeinden 287, was 
nahezu einer Halbierung entspricht.

5. Kommunale Herausforderungen
 Hinsichtlich der staatsaufgaben gibt es eine 
Kompetenzverteilung zwischen Bund und län-
dern. „Eine zusätzliche Ebene von Gemeindeauf-
gaben gibt es im system der bundesstaatlichen 
Kompetenzverteilung nicht. Gemeindeaufgaben 
sind im kompetenzrechtlichen sinn entweder 
Bundes- oder landesaufgaben.“11 Dies trägt 
emotional dazu bei, dass viele Kommunalpo-
litikerinnen das Gefühl haben, die Gemeinden 
seien kein gleichberechtigter Verhandlungspart-
ner von Bund und ländern, sondern nur deren 
„anhängsel“ bzw. Befehlsempfänger.

Verstärkt wird diese Wahrnehmung drama-
tisch durch die oftmalige trennung von orga-
nisatorischer Verantwortlichkeit und Kosten-
übernahme. so kann es im föderalen Österreich 
vorkommen, dass Betreuungseinrichtungen 
„landeskindergärten“ heißen, obwohl bis zu 
80 Prozent der ausstattungs-, Personal- und 
Betriebskosten die Gemeinden finanzieren und 
auch die Verantwortung für den täglichen Be-
trieb tragen müssen. Viele Bundes- oder lan-
desgesetze werden zudem ohne Berechnung 
der finanziellen Belastungen für die Kommunen 
erlassen, wiewohl die sogenannte Folgekosten-
rechnung12 eigentlich gesetzlich verpflichtend 
wäre (stichwort: senkung der Klassenschüler-
höchstzahlen, oder landeskindergartengesetze, 
die bereits die aufnahme von 2 1/2jährigen vor-
schreiben).

art. 116 B-VG besagt: „Jedes land gliedert 
sich in Gemeinden. […] Jedes Grundstück muss 
zu einer Gemeinde gehören.“ Folglich kann nie-
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mand ausschließlich im Bund leben, jeder staats-
bürger ist auch Gemeindebürger. Das wird nur 
allzu oft von Bundespolitikerinnen – insbesonde-
re bei den Finanzausgleichverhandlungen – aus-
geklammert oder vergessen.

Die unterschiedlichkeit der städte mit ei-
genem statut hinsichtlich geografischer lage, 
struktur und Einwohnerzahl und ihre damit 
naturgemäß teilweise sehr divergierenden inte-
ressen sind einer einheitlichen Verhandlungspo-
sition abträglich und schwächen das Verhand-
lungsmandat des Österreichischen städtebundes 
als interessenvertretung, zumal die Gemeinden 
– vertreten durch den Österreichischen Gemein-
debund – in aller regel sehr geschlossen auftre-
ten.13 Erschwerend kommt hinzu, dass Wien so-
wohl Bundesland, als auch statutarstadt ist und 
daher beim Finanzausgleich zwei unterschiedli-
che interessenlagen – nämlich jene als Bundes-
land und jene als größte österreichische stadt 
– zu akkordieren und in Einklang zu bringen hat.

rechtlich an der Fiktion der österreichischen 
„Einheitsgemeinde“ festzuhalten, ist nicht mehr 
zeitgemäß und eine inhaltliche auseinanderset-
zung mit diesem thema müsste sich dringend an 
der kommunalen realität orientieren. Dringend 
notwendige reformdebatten werden als unse-
lige Diskussionen abgetan, egal wieviele öko-
nomische Bedenken bestehen, weil nicht sein 
kann, was nicht sein darf: Bedeutungsgewinn 
der Ballungsräume und urbanen Zentren. Doris 
Wastl-Walter bringt es in ihrem Buch „Gemein-
den in Österreich“ gut auf den Punkt: Das „Kon-
zept“ der Einheitsgemeinde „führt in der realität 
zu großen Problemen, da die Gemeindestruktur 
regional sehr heterogen ist und die Gemeinden 
entsprechend ihrer sozio-ökonomischen Charak-
teristika über unterschiedliche ressourcen ver-
fügen“.14

Der Widerspruch der rivalisierenden argu-
mente „in größeren Gemeinden wachse die 
anspruchsmentalität, während in den kleinen 
Gemeinden ein höheres ausmaß an Bereitschaft 
zur Eigenleistung gegeben sei“ versus „Jede 
Gemeinde, auch die kleinste, brauche eine ad-
ministrative mindestausstattung in materieller 
und insbesondere in persönlicher Hinsicht“ ist 
unauflösbar.15 

„Die“ optimale, weil „eindimensional definierte 
[…] Größe (z. B. anhand der Einwohnerzahl oder 
der Fläche)“ gibt es in der tat – auch international 
– nicht.16 

Was sich aber anhand von Kennzahlen bewei-
sen lässt, ist Folgendes: „Gemeinden bis 1.000 EW 
sind tendenziell finanzschwach, weisen jedoch 
aufgrund struktureller Probleme hohe ausga-
ben je EW auf. Gemeinden über 10.000 EW sind 
grundsätzlich finanzkraftstark, tragen jedoch ho-
he transferlasten an die länder und indirekt an 
die kleineren Gemeinden. sie weisen zudem hohe 
ausgaben für zentralörtliche aufgaben aus, die 
im Finanzausgleich unzureichend abgegolten wer-
den.“17

 Das Finanzverfassungsgesetz von 1948 regel-
te nach dem Zweiten Weltkrieg im rahmen der 
Österreichischen Bundesverfassung erstmals den 
Finanzausgleich zwischen Bund, ländern und Ge-
meinden. Dabei wurde der abgestufte Bevölke-
rungsschlüssel (aBs)18 als ein instrument etabliert, 
das „den größeren städten Österreichs zumindest 
ansatzweise jene Kosten, die durch die Erbrin-
gung überregionaler aufgaben durch die städte 
entstehen [ersetzt]“.19 Der abgestufte Bevölke-
rungsschlüssel „wird gebildet, indem die ermittel-
te Volkszahl der Gemeinden (jährlich aktuell nach 
der Bevölkerungsstatistik) mit einem im Gesetz fi-
xierten multiplikator vervielfacht wird. Das Wesen 
des abgestuften Bevölkerungsschlüssels besteht 
darin, dass dieser multiplikator (Vervielfacher) 
desto größer ist, je größer die Einwohnerzahl ei-
ner Gemeinde ist.“20

„Die Vereinbarung über einen Konsultations-
mechanismus wurde zur besseren Koordination 
zwischen den Finanzausgleichspartnern bei der 
Vorbereitung von Gesetzen und Verordnungen 
abgeschlossen.“21 über seine rechtliche Verbind-
lichkeit und praktische Wirksamkeit wurde lan-
ge in Fachkreisen debattiert. „Der 2. april 2014 
geht in die Geschichte der österreichischen Ge-
meinden ein. an diesem tag gab der Präsident 
des Verfassungsgerichtshofs […] das urteil in 
der leidigen Frage der Eisenbahnkreuzungsver-
ordnung bekannt. Die Verfassungsrichter haben 
entschieden, dass der Bund gegen den Konsul-
tationsmechanismus verstoßen hat“ frohlockte 
der Österreichische Gemeindebund.22

Die sinnhaftigkeit einer apodiktischen Ge-
meindeautonomie stößt in der realpolitik an 
ihre Grenzen. Dies zeigte sich in der Vergangen-
heit nur bei hitzig geführten Debatten über eine 
etwaige notwendigkeit von zwangsweisen Ge-
meindefunktionen zur Erhöhung der kommuna-
len Wirtschaftlichkeit, Effizienz und der Hebung 
von leistungspotenzialen. im Jahr 2015 sah sich 
die österreichische Bundesregierung veranlasst, 
im Zuge der Diskussion über eine Verteilung 
der Flüchtlinge in die Gemeindeautonomie ein-
zugreifen. Der nationalrat beschloss ein soge-
nanntes Durchgriffsrecht, um abzustellen, dass 
die Egoismen mancher Gemeindevertretungen 
weiterhin eine gerechte lastenverteilung verhin-
dern. in der Erläuterung heißt es: „Das Durch-
griffsrecht des Bundes bei der Bereitstellung 
von Flüchtlingsquartieren tritt wie geplant am 
1. oktober in Kraft. […] Ziel des neuen Durch-
griffsrechts des Bundes bei der Bereitstellung 
von Flüchtlingsquartieren ist eine gleichmäßige-
re Verteilung von asylwerberinnen in Österreich 
und eine adäquate unterbringung.“23 

6. Die wichtigsten Lösungsansätze
Die umsetzung eines aufgabenorientierten Fi-
nanzausgleichs ist unabdingbar.24 Dabei ist die 
Gemeindegröße nicht von relevanz. Benachtei-
ligt können kleine, entlegene und daher infra-
strukturschwache Gemeinden (stichwort: tiroler 

Bergbauerndorf) ebenso wie mittlere und grö-
ßere städte sein, die durch die Fülle an aufga-
ben für die region (wie Hallenbad, musikschule, 
nahverkehr etc. – zentralörtliche leistungen) 
an die Grenze der Finanzierbarkeit stoßen bzw. 
dauerhafte abgänge aufweisen. mit dem auf-
gabenorientierten Finanzausgleich wäre auch 
eine auflösung der zum teil vorsätzlich her-
beigeführten Contra-stellung Kleingemeinden 
vs. Großkommunen möglich und neiddebatten 
wären aufgrund der sachlichen Beurteilungskri-
terien leichter zu unterbinden und widerlegen. 
Es geht schlichtweg um eine Zusammenführung 
von aufgaben- und ausgabenverantwortung. 
insbesondere die städte geraten durch schrump-
fende Einnahmen, überwälzung von aufgaben 
und teils explodierende Kosten (Pflege, Kran-
kenanstaltenfinanzierung, soziales aber auch 
durch zentralörtliche Belastungen in den Bal-
lungszentren) immer mehr in abhängigkeit von 
den Gebietskörperschaften Bund und land. sie 
werden dadurch zu Bittstellern um Bedarfszu-
weisungen bei den ländern sowie um Darlehen 
für den Haushaltsausgleich bei Kreditinstituten. 
„Ein Finanzbedarfsausgleich sorgt für eine stär-
kere aufgabenorientierte Verteilung der mittel. 
Dabei werden sowohl topografisch-geografische 
sonderlasten – insbesondere dünne Besiedelung 
und schwierige naturräumliche Verhältnisse – 
als auch soziodemografische sonderlasten von 
Ballungsgebieten berücksichtigt.“25 Das Fazit des 
instituts für Kommunalwissenschaften (iKW) lau-
tet: „Groß und Klein sollten nicht gegeneinander 
ausgespielt werden“ und „die so dringend be-
nötigten mittel für kleine und große Gemeinden 
[sollten] aufgestockt werden um Wertschöpfung 
und Beschäftigung zu induzieren“.26

Der Verfassungsgesetzgeber hat 1920 mit 
dem Gedanken der Gebietsgemeinde als „Zu-
sammenfassung von ortsgemeinden“ kluge 
überlegungen zur Effizienz angestellt und hätte 
vermutlich niemals geahnt, welche Verwaltungs-
doppel- und mehrfachgleisigkeiten entstehen 
und gedeihen würden. Die Gebietsgemeinde27  
als region mit statut könnte endlich den Dau-
erstreit mit den scheinbar unvereinbaren Polen 
Gemeindekooperationen versus Gemeindefusio-
nen28 auflösen und wäre die Chance auf Erwei-
terung des erfolgreich erprobten modells der 
Gemeindeverbände.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, 
dass die österreichischen Gemeinden finanziell 
massiv unter Druck sind. Besonders die größe-
ren, zentralen orte erbringen für die regionen 
Dienstleistungen, die ihnen nicht lastenadäquat 
abgegolten werden. Binnenwanderung in die 
städte und landflucht führen zu einem starken 
Wachstum der urbanen Zentren, die wiederum 
bei den Finanzausgleichsverhandlungen mit dem 
Bund und den ländern zumeist als Verlierer aus-
steigen, weil sie keine starke lobby haben. Ver-
änderungen werden in Österreich sehr häufig 
per se als Bedrohungen empfunden. oftmals gilt 
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das motto „alles soll besser werden, aber nichts 
darf sich ändern“. Dass damit keine zukunftsge-
rechte Politik gemacht werden kann, liegt auf 
der Hand. alle verantwortlichen akteure werden 
sich rasch überlegen müssen, ob wir weiterhin 
viel Geld für strukturen ausgeben, oder diese 
Finanzmittel für inhalte wie soziale Wohlfahrt, 
Gesundheitsversorgung, Bildung, Forschung 
und arbeitsmarktinitiativen einsetzen wollen. Es 

wird höchste Zeit, die Herausforderungen an-
zunehmen und reformen umzusetzen (Vorbild: 
Dänemark), in größeren Zusammenhängen zu 
denken (stichwort: europäische stadtregionen), 
entsprechende Konzepte zu entwickeln (stich-
wort: regionale masterpläne) und lösungen für 
die Bürgerinnen und Bürger (stichwort: Gebiets-
gemeinde) umzusetzen.
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ge erlassen, in der die Gemeinden als Träger der Gemeindestraßen zu einer Kostenbelastung von 50 Prozent verpflichtet wurden. Die Folgen waren für viele Gemeinden verheerend. 
Sie erhielten plötzlich Rechnungen in Millionenhöhe, ohne dass sie auch nur irgendein Wort bei den gesetzten Maßnahmen mitreden konnten. In einigen Gemeinden machte die 
vorgeschriebene Summe bis zur Hälfte des Jahresbudgets aus.“ 
http://gemeindebund.at/images/uploads/downloads/2014/Publikationen/KOMMUNAL/2014/KOMMUNAL_5-2014.pdf (24.11.2016).
23 http://www.gvvnoe.at/?pid=2813&id=100587 (24.11.2016).
24 „Gemeinden bis 10.000 Einwohner erhalten aktuell gleich viel pro Kopf, egal ob 70 oder 7.000 Einwohner. Die unterschiedlichen Aufgaben werden nicht berücksichtigt“ kritisiert 
der KDZ-Geschäftsführer Peter Biwald. https://kurier.at/chronik/oesterreich/fusionen-applaus-und-widerstand/2.881.067 (28.10.2016).
25 KDZ – Zentrum für Verwaltungsforschung (Hg.): Grundlegende Reform des Finanzausgleichs. Projekt „Transfers und Kostentragung“. Endbericht, Wien 2010, S. 25.
26 Ebenda, S. 4
27 „Mit der Gebietsgemeinde kann eine Option für die erforderlichen Strukturreformen auf Gemeindeebene geschaffen werden, die über die Kooperationen und Gemeindefusionen 
hinausgehen, da sie die Identität der Ortsgemeinden sichern und gleichzeitig bessere Strukturen auf Politik- und Verwaltungsebene schaffen“ wie das KDZ feststellt. http://kdz.eu/de/
gebietsgemeinde-ein-ansatz-f%C3%BCr-eine-weitere-strukturreform (29.10.2016). Auch die Österreichische Raumordnungskonferenz hat 2013 im Rahmen der ÖREK-Partnerschaft in 
ihrem Papier „Kooperationsplattform Stadtregionen“ vom Bund die Schaffung rechtlicher Grundlagen für die Gebietsgemeinde (gemäß Art. 120 B-VG)“ eingefordert. 
http://www.oerok.gv.at/fileadmin/Bilder/2.Reiter-Raum_u._Region/1.OEREK/OEREK_2011/PS_Stadtregionen/%C3%96REK-PS_Stadtregionen_Expertenpapier.pdf (21.09.2016).
28 Exemplarisch: https://www.kommunalnet.at/news/einzelansicht/felderer-funktionsfaehige-wirtschaft-sichert-kommunale-zukunft/news/detail.html und 
https://www.kommunalkredit.at/uploads/KSG2015_Nachlese_7403_DE.pdf (29.10.2016).
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A m 25. märz 2017 jährt sich zum 60. mal 
die unterzeichnung der römischen Ver-
träge, eines der wichtigsten Ereignisse 

der jüngsten Geschichte. mit der Gründung der 
Europäischen Wirtschafts- und atomgemein-
schaft sind damals die entscheidenden Grundla-
gen für die heutige Eu geschaffen worden. 

Wo stehen wir heute? Die Europäische union 
befindet sich in der schwierigsten lage seit ihrem 
Bestehen, zugleich steigt das ansehen dieses sup-
ranationalen Zusammenschlusses. 

Flüchtlinge und Migration
Erstmalig erleben wir die auswirkungen von Krieg 
und terror in Form von Flüchtlingen nicht mehr 
distanziert vor dem Fernsehgerät, sondern unmit-
telbar am eigenen Wohnort. Wir sind mitten in 
Europa und mitten im Geschehen, ort und Zeit 
trennt scheinbar nichts mehr. Die staatengemein-
schaft mit einer Bevölkerung von über 500 millio-
nen menschen vermittelt den Eindruck, als werde 
sie den Herausforderungen nicht mehr gerecht. in 
den 28 Hauptstädten werden zu unterschiedliche 

Wir alle sind Europa
Die Eu ist in der schwierigsten lage seit ihrem  
Bestehen. Ein überblick über die Herausforderungen

Autor Axel Schäfer MdB

interessen verfolgt. Wir müssen die Gegensätze, 
die einer gemeinsamen Flüchtlingspolitik im Weg 
stehen, überwinden. 

Die Kommunen wiederum gestalten integrati-
on vor ort. Deshalb ist es so wichtig, die finan-
ziellen, personellen und organisatorischen Vor-
aussetzungen in den städten und Gemeinden zu 
schaffen. Was in den zurückliegenden monaten 
von den kommunalen Beschäftigten, den vielen 
Ehrenamtlichen und lokalpolitikern geleistet wur-
de, verdient unseren höchsten respekt.

Brexit
niemand hatte geglaubt, dass eine mehrheit von 
Briten für einen Eu-austritt votieren wird. Das Er-
gebnis ist eine lose-lose-situation für die insel und 
für den Kontinent. Es ist aber kein abgesang auf 
die Eu, sondern ein Weckruf. Entscheidend wird 
sein, welche Konsequenzen die 27 staaten jetzt 
ziehen. 

Das zukünftige Verhältnis zu Großbritannien 
als Drittland wird auf einer Balance von rechten 
und Pflichten beruhen. Das enge netz der kom-

munalen Partnerschaften zwischen deutschen 
und britischen städten und Gemeinden wird ei-
ne sehr wichtige rolle einnehmen und muss nach 
dem Brexit vertieft werden.

Klar ist, dass rosinenpickerei und Domino-Ef-
fekte verhindert werden müssen. Das würde die 
Eu nicht überstehen. 

mit einer „task-Force Brexit“ der sPD-Bundes-
tagsfraktion werden wir den weiteren austritts-
prozess eng begleiten und uns fortlaufend posi-
tionieren.

Wirtschaft und Arbeit
Wir dürfen es nicht zulassen, dass in einigen mit-
gliedsländern eine Generation von jungen men-
schen heranwächst ohne Zukunftschancen. auf-
stieg durch Bildung bleibt in allen ländern das 
zentrale sozialdemokratische Versprechen. Das 
bedeutet konkret: aufstockung des europäischen 
investitionsprogramms, ausrichtung aller nationa-
len Haushalte auf Zukunftsinvestitionen, flexible 
stabilitätskriterien zur Wachstumsförderung so-
wie zielgerichtete Programme für Bildung und 
Qualifizierung.

CETA
Die langwierigen Verhandlungen des Handels-
abkommens mit Kanada haben gezeigt, dass wir 
die Bürgerinnen und Bürger frühzeitig einbinden 
müssen. Vieles konnte in den nachverhandlungen 
von CEta auch auf Druck der kommunalen spit-
zenverbände sowie vielfältigen resolutionen aus 
Gemeinderäten und Kreistagen verbessert wer-
den. Die sPD-Bundestagsfraktion hat sich in der 
parlamentarischen Debatte und in umfangreichen 
anhörungen stets für die Belange der Kommunen 
eingesetzt. so bleibt die öffentliche Daseinsvor-
sorge geschützt und eine re-Kommunalisierung 
von Betrieben und netzen weiterhin möglich.

Nationalismus
Das größte Problem ist die drohende Zerstörung 
der Eu durch wachsenden nationalismus. Es geht 
heute nicht (mehr) um die Bewältigung politischer 
meinungsverschiedenheiten in einzelnen the-
men, sondern um die Existenz der Gemeinschaft 
als Ganzes. Die Gegner der europäischen integra-
tion stellen universelle Werte und gemein-same 
institutionen in Frage. Jetzt müssen wir Haltung 
zeigen und uns zu Europa bekennen: auch auf 
kommunaler Ebene.

V.i.S.d.P.:  
Petra Ernstberger, Parlamentarische Geschäftsführerin,  
Platz der Republik 1, 11011 Berlin, Tel.: (030) 227-744 20,  
petra.ernstberger@bundestag.de

Europas Flaggen am Eingang des Europäischen Parlaments 

Axel Schäfer MdB 
sstellvertretender Vorsitzender der SPD-
Bundestagsfraktion

Fo
to

s:
  

u
te

 G
r

a
B

o
w

sK
I/

ph
o

to
th

eK
.n

et
, 

su
sI

e 
K

n
o

ll



10 DEMO sonderausgabe Dezember 2016

d ieser Beitrag setzt sich mit der aktuellen 
lage der Kommunen in tschechien ausei-
nander. aus einem breiten Bündel der ge-

genwärtigen kommunalen Probleme in tschechien 
wurden drei zentrale Fragen ausgewählt, die ohne 
übertreibung die größten Herausforderungen für 
die tschechischen städte und Gemeinden darstel-
len: die enorme anzahl der Kommunen, ihre allge-
meine rechtliche unsicherheit und die mangelhafte 
finanzielle ausstattung der städte und Gemeinden. 

Zu viele Kommunen in Tschechien
in tschechien gibt es mehr als 6.250 städte und 
Gemeinden. Gemeinsam mit der slowakei, der 
schweiz, Frankreich und spanien gehört tsche-
chien somit zu den europäischen ländern mit 
der höchsten Zahl an Kommunen. Bezogen auf 
die Gesamtfläche, die rund 22 Prozent der Flä-
che der Bundesrepublik Deutschland ausmacht, 
ist die Zahl der tschechischen Kommunen ex- 
trem hoch, was für die Kommunalpolitik in tsche-
chien ein ernstes Problem darstellt.  

Vor der Wende im november 1989 gab es be-
reits in der damaligen tschechoslowakei eine sehr 
hohe anzahl an städten und Gemeinden. im un-
terschied zu heute existierte aber im damaligen 
Kommunalrecht das institut der Gesamtgemeinde. 
in den Jahren 1990 bis 1992, in der Zeit des soge-
nannten „wilden liberalismus“ in der tschechoslo-
wakei, wurde die Gesamtgemeinde als undemo-
kratisch und als „längst überwunden“ abgeschafft 
und es entstanden parallel mehr als 2.000 neue 
Gemeinden, die sich meistens von den schon be-
stehenden Gemeinden abspalteten. in den ersten 
zwei Jahren nach der Wende erhöhte sich die Ge-
samtzahl der Gemeinden um 50 Prozent auf rund 
6.200. 

Diese enorme Zahl von Kommunen in tsche-
chien wurde bis heute nie reduziert. Bis weit in 
die 90er Jahre gab es im tschechischen Kommu-
nalrecht keine mindestgröße für eine neue Ge-
meinde. Eine mindestgröße von 1.000 Einwohne-
rinnen kam erst im Jahr 2000, für die kommunale 
realität in tschechien eigentlich schon zu spät. 
über 23 Prozent aller Gemeinden in tschechien 
haben nur unter 100 Einwohnerinnen über 90 
Prozent aller Gemeinden unter 2.000 Einwohner- 
innen. in tschechien gibt es nur vier städte mit 
mehr als 100.000 Einwohnern (Prag, Brno, Pilsen 
und ostrava).

Zur Lage der  
tschechischen Kommunen
reformen sind dringend notwendig

Autor Petr Schlesinger

Die kommunale Zersplitterung beeinträchtigt we-
sentlich die rolle der tschechischen Kommunen in 
der öffentlichen Verwaltung schlechthin. Wegen 
der Zersplitterung und der sehr unterschiedlichen 
Gemeindegrößen ist eine sinnvolle und einheit-
liche Kommunalpolitik z.B. im sozialen Bereich 
kaum möglich. aus der kommunalen Zersplitte-
rung und dem Prinzip der Einheitsgemeinde, das 
es ähnlich wie in Österreich auch in tschechien 
gibt, ergab sich mit der Zeit ein sehr uneffektives 
kommunalpolitisches system, das auf die nötigen 
staatlichen Eingriffe und Verbesserungen schon 
seit Jahrzehnten wartet.

Die einfachste lösung wäre, eine umfang-
reiche Gebietsreform durchzuführen. Dies ist 
aber leider nicht in sicht. auch wenn sich alle 
politischen Parteien, einschließlich der sozialde-
mokratischen Partei CssD, der zu großen Zer-
splitterung der Kommunen bewusst sind, findet 
sich in ihren politischen Programmen wegen der 
unpopularität dieses themas keine Gebietsre-
form. auch die kommunalen spitzenverbände in 
tschechien verteidigen nach außen die heutige 
Zahl der städte und Gemeinden und stellen sich 
als schützer des Prinzips der Einheitsgemeinde 
dar, auch wenn sich dieses als kontraproduktiv 
erwiesen hat. so befindet sich das kommunale 
system in tschechien schon seit langer Zeit in 
der sackgasse.  

Rechtliche Unsicherheit für  
die tschechischen Kommunen
Das kommunale system in tschechien ist in ei-
nem ständigen Entwicklungsprozess. Die mit der 
Wende 1989 begonnene übergangsphase dau-
ert immer noch an. Die städte und Gemeinden 
tschechiens befinden sich in einer intensiven 
rechtlichen unsicherheit. neben der Zersplit-
terung der kommunalen sphäre in tschechien 
zählt gerade diese zu den größten kommunal-
politischen Problemen.

Es gibt mehrere Gründe für die rechtliche 
unsicherheit der tschechischen Kommunen. in 
den Jahren 1948 bis 1989 herrschte eine lange 
rechtliche Diskontinuität, die eine permanente 
übergangsphase des kommunalen systems in 
tschechien bewirkt hat. überdies gibt es zu we-
nig konkrete verfassungsrechtliche Garantien für 
die Kommunen in der tschechischen Verfassung. 
Darüber hinaus gibt es zu wenig rechtspre-

chung des tschechischen Verfassungsgerichts-
hofes in Bezug auf die kommunale sphäre, und 
diese ist zudem oft uneinheitlich. nach mehr als 
25 Jahren ihrer Existenz in der demokratischen 
Form wissen die Gemeinden in tschechien nicht 
genau, was ihre aufgaben eigentlich sind, ob 
sie recht auf eine nachhaltige Finanzierung vom 
staat haben, und vor allem, wo die Grenzen des 
staatlichen Eingriffes in die kommunale selbst-
verwaltung liegen. 

Das Warten auf die fehlende rechtsprechung 
des tschechischen Verfassungsgerichtshofs hat 
einen spezifischen Grund. in tschechien existiert 
zwar (ähnlich wie in den deutschen ländern) 
das rechtliche institut der Kommunalverfas-
sungsbeschwerde, dieses darf aber in tschechi-
en (im Gegensatz zu Deutschland) nicht gegen 
ein Gesetz angewendet werden. mit Hilfe der 
Kommunalverfassungsbeschwerde kann man 
in tschechien nur „einen Eingriff“ des staates 
in die kommunale selbstverwaltung, nicht aber 
das Gesetz selbst, anfechten. Ein Gesetz kann 
nach tschechischem Verfassungsrecht nur von 
einer Gruppe von abgeordneten oder senato-
ren angefochten werden. Die anfechtung eines 
Gesetzes kommt in tschechien zwar relativ oft 
vor, geschieht aber vorwiegend nicht aus Grün-
den kommunaler Betroffenheit. oftmals sind 
Entscheidungen des tschechischen Verfassungs-
gerichtshofs zu sachverhalten, die für die Kom-
munalpolitik von großer Bedeutung sind, mehr 
oder weniger nebenprodukte von Verfassungs-
beschwerden Dritter. 

Ein Beispiel: Ähnlich wie in manchen deut-
schen ländern oder in Österreich, üben die 
tschechischen Kommunen ihre aufgaben so-
wohl im eigenen, als auch im übertragenen Wir-
kungskreis aus. Die tschechischen Kommunen 
sollten theoretisch im eigenen Wirkungskreis 
nur die freiwilligen aufgaben oder Pflichtaufga-
ben ohne Weisung ausüben. im übertragenen 
Wirkungskreis sollte es nur staatliche aufgaben 
geben. Eine Zwischenform der kommunalen auf-
gaben sollte im tschechischen Kommunalrecht 
nicht existieren. Die realität sieht aber anders 
aus. so finden sich im tschechischen Kommunal-
recht beispielsweise auch Pflichtaufgaben nach 
Weisung. Die Finanzierung dieser aufgaben ist 
oft mangelhaft oder fehlt komplett.

im Gegensatz zur zurückhaltenden Position 
im Hinblick auf eine Gebietsreform setzen sich 
die kommunalen spitzenverbände in tschechien 
mit nachdruck gegen die rechtliche unsicherheit 
der Kommunen ein. Es wird intensiv über eine 
Verfassungsänderung in tschechien gesprochen, 
die mehr rechtssicherheit für die kommunale 
Ebene bringen soll. so wird eine eindeutige De-
finition des Begriffes der „kommunalen selbst-
verwaltung“ in der Verfassung vorgeschlagen, 
die Einführung des Konnexitätsprinzips und der 
Kommunalverfassungsbeschwerde auch gegen 
Gesetze. 

in der gegenwärtigen Debatte werden oft das 
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Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland, 
wie auch die Verfassungen der jeweiligen Bun-
desländer, oder die österreichische Verfassung 
als inspirationsmuster zur Hand genommen. 

Mangelhafte finanzielle Ausstattung  
der Kommunen
Die wichtigste Einnahmequelle der tschechischen 
Kommunen bilden steuereinnahmen: vor allem 
ein anteil an der mehrwertsteuer und ein anteil 
an der Einkommensteuer für natürliche und juristi-
sche Personen. im unterschied zu Deutschland ist 
die möglichkeit der ausnutzung des Hebesatzes 
bei der Grundsteuer sehr begrenzt und die Grund-
steuer als solche bildet deshalb keine wichtige 
Einnahmequelle. Eine Gewerbesteuer gibt es in 
tschechien nicht. in der aktuellen Debatte zu den 
Kommunalfinanzen stehen vor allem das fehlende 
Konnexitätsprinzip und die Einbeziehung anderer 
arten von steuern in die kommunalen Finanzen, 
z. B. die Grunderwerbsteuer, im Vordergrund. 
auch eine Erhöhung des anteils an der mehr-
wertsteuer für die tschechischen Kommunen ist 
im Gespräch.  Der übertragene Wirkungskreis 
wird getrennt vom eigenen Wirkungskreis finan-
ziert. Der staat leistet jedes Jahr den Kommunen 
eine spezielle Zuweisung für die ausübung der 

staatlichen Verwaltung. Dabei werden je nach 
umfang der ausübung der staatlichen Verwal-
tung drei arten von Gemeinden in tschechien 
unterschieden, die dann die spezielle Zuweisung 
in verschiedener Höhe vom staat erhalten. Die-
se Zuweisung beträgt in ihrer Gesamtsumme 
durchschnittlich nur ca. 70 Prozent der fakti-
schen Kosten, die den städten und Gemeinden 
durch die staatliche Verwaltung wirklich entste-
hen. Die fehlenden 30 Prozent werden von den 
finanziellen mitteln bezahlt, die für den eigenen 
Wirkungskreis bestimmt sind. Die tschechischen 
Kommunen dotieren so den staat. Die Zuwei-
sung sollte künftig entsprechend dem Konne-
xitätsprinzip auch 100 Prozent der faktischen 
Kosten beinhalten. 

Fazit 
Die oben beschriebenen Fragen stehen schon 
seit langer Zeit im mittelpunkt der kommunal-
politischen Diskussion in tschechien, an der sich 
auch die im Jahr 2011 gegründete sozialdemo-
kratische Plattform mit dem namen „Klub der 
Bürger- und oberbürgermeister der tschechi-
schen sozialdemokratischen Partei“ aktiv betei-
ligt. Es ist die erste und bis jetzt einzige Platt-
form einer politischen Partei in tschechien über-

haupt, die sich mit kommunalpolitischen Fragen 
beschäftigt. Der Klub setzt sich zum Ziel, dass  
es gerade die sozialdemokratische Partei ist, die 
als erste lösungsvorschläge für die wichtigsten 
kommunalen themen in tschechien der breiten 
Öffentlichkeit präsentiert. Besonders wichtig ist 
die Gebietsreform, die gerade von der CssD in 
der Zukunft vorbereitet und realisiert werden 
sollte. Es ist eine schwere und mühevolle, aber 
auch spannende aufgabe, die kommunalpoliti-
schen themen in der politischen Diskussion auf 
der nationalen Ebene voranzubringen. 

Petr Schlesinger 
Sekretär des Klubs der Bürger- und  
Oberbürgermeister der Tschechischen 
Sozialdemokratischen Partei 
pschlesinger@socdem.cz
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S eit Jahren zeichnet sich weltweit ein 
trend ab, dass immer mehr menschen in 
die städte ziehen, während sich der länd-

liche raum entleert. menschen suchen traditi-
onell ihre Chancen in den metropolen. schon 
heute lebt mehr als die Hälfte der Weltbevöl-
kerung in städten. Das gilt natürlich auch für 
Europa und erst recht für die Europäische uni-
on. Hier fällt das Verhältnis zwischen stadt- und 
landbevölkerung noch deutlicher aus, schon 
heute leben fast drei Viertel der europäischen 
Bevölkerung in städten. und für das Jahr 2050 
sind 83 Prozent prognostiziert.

aber die städte sind natürlich nicht nur or-
te der vielfältigsten Chancen, sondern auch die 
orte, wo eine Vielzahl sozialer Problemlagen zu-
sammen kommen und sich überlagern, wo sozi-
ale Gegensätze aufeinander treffen und wo der 
ausgleich sozialer Disparitäten dringend auf der 
tagesordnung steht. Es gibt in vielen städten ein 
dichtes nebeneinander von großer armut und 
unvorstellbarem reichtum. Zudem sind viele 
Kommunen in keiner guten Verfassung: sie sind 
gezwungen zu sparen, theater, Bibliotheken 
und schwimmbäder zu schließen, Einrichtun-
gen, die für das gesellschaftliche leben, für die 
Kultur und den sport so wichtig sind. manche 
Quartiere geraten in einen abwärtsstrudel von 
arbeitslosigkeit, Bildungsarmut und sozialem 
abstieg. Hier ist die Politik besonders gefordert, 
etwas zu tun.

Warum eine Städteagenda für die EU?
Wenn immer mehr menschen in städten leben, 
ist es folgerichtig, dass sich auch die Politik auf 
die städte konzentrieren muss. Kein aktuelles 
thema kann heute ohne aktive mitwirkung der 
städte weiterbewegt werden: ob es um Energie-
politik geht, die Bekämpfung von arbeitslosig-
keit, migration oder die Bedrohung durch terror 
und organisierte Kriminalität – immer stehen die 
städte im mittelpunkt der aufmerksamkeit. 

mit anderen Worten: über Erfolg oder miss-
erfolg von Politik mit dem Ziel eines besseren 
und gerechteren Zusammenlebens wird vor 
allem in den städten entschieden. Das gilt na-
türlich auch für die europäische Politik. Euro-
pa ist ein Kontinent der städte. Deshalb ist die 
städtische agenda ein europäisches Projekt von 

herausragender Bedeutung. aufgrund der hohen 
relevanz von Eu-Entscheidungen für die städte 
ist die Berücksichtigung städtischer interessen 
zunehmend eine wichtige Voraussetzung für die 
Vermittlung der Eu-Politik gegenüber den Bürge-
rinnen und Bürgern – ein argument, das in Zeiten 
verbreiteter skepsis gegenüber der Eu-integration 
besonders ernst genommen werden muss. 

Das Ziel der agenda ist die Verbesserung der 
lebensqualität in den städten und die Entwick-
lung einer neuen „städtischen“ Governance, die 
sich durch eine praktische und konkrete Heran-
gehensweise auszeichnet. Dabei geht es um die 
überwindung des „Denkens der öffentlichen Ver-
waltung in silos“. städtische Governance meint 
ein ressortübergreifendes Herangehen an die 
lösung von Problemen sowie das Zusammenwir-
ken über klassische Hierarchien hinweg und die 
Einbeziehung unterschiedlicher akteure auf loka-
ler und regionaler Ebene. Dieses neue städtische 
Paradigma eröffnet große Chancen: Es kann den 
menschen vor ort den europäischen mehrwert 
für die Bewältigung sozialer und demografischer 
Herausforderungen erfahrbar machen, es kann 
– eng verbunden mit der „agenda für besse-
re rechtsetzung“ der Europäischen Kommission 
– die Qualität der europäischen Politiken durch 
die wechselseitige Verknüpfung mit nationalen, 
regionalen und lokalen strategien verbessern und 
damit weit über bisherige Kooperationen hinaus-
gehen. 

Grundlage für die städteagenda der Eu ist der 
Pakt von amsterdam, der inzwischen sowohl vom 
regionalministerrat der Europäischen union als 
auch vom rat für allgemeine angelegenheiten 
angenommen wurde. mit dem Pakt von ams-
terdam ist die städteagenda für die Eu nunmehr 
amtlich. Ein mehr als zwanzigjähriger Diskussions-
prozess über notwendigkeit, sinn und Zweck der 
Eu-städteagenda ist damit zu einem vorläufigen 
abschluss gekommen. 

Es ist durchaus erstaunlich, dass das Erfordernis 
einer Eu-städteagenda so lange kontrovers disku-
tiert wurde. auch wenn die Eu keine Zuständig-
keit für städtepolitik im engeren sinne hat, haben 
Entscheidungen, die auf Eu-Ebene gefällt werden, 
teils erhebliche auswirkungen auf städte – seien 
es Großstädte, mittel- oder Kleinstädte. Chan-
cen und Herausforderungen der Eu-Politik kon-

zentrieren sich in städten. in städten wird Wirt-
schaftswachstum generiert, werden arbeitsplätze 
geschaffen, sozialer Zusammenhalt praktiziert, 
es wird die digitale transformation erprobt, und 
nicht zuletzt sind in städten erhebliche Potenzia-
le im Bereich der Klimaschutz- und Energiepolitik 
vorhanden. Die reihe ließe sich noch fortsetzen, 
ohne damit – das sei hier betont – die städte ge-
gen den ländlichen raum auszuspielen. stadt und 
land sind sich ergänzende funktionale räume. 
nur wenn beide stark sind, kann das übergeord-
nete Ziel eines ökologisch, ökonomisch und sozial 
starken Europas und des verstärkten territorialen 
Zusammenhalts erreicht werden.

Bisherige Etappen auf dem Weg  
zu einer EU-Städteagenda
Gut 20 Jahre hat die Verabschiedung der Eu-
städteagenda in anspruch genommen. insbeson-
dere in den letzten zehn Jahren hat der Prozess 
erheblich an Fahrt gewonnen. Wichtige Etappen 
auf dem Weg zu einer Eu-städteagenda waren:
–  die unter deutschem Eu-ratsvorsitz im ersten 
Halbjahr 2007 verabschiedete leipzig-Charta mit 
dem leitmotiv der nachhaltigen europäischen 
stadt
– die 2014 von der Europäischen Kommission ein-
geleitete Konsultation, in deren Ergebnis die Viel-
zahl der stellungnahmen die notwendigkeit einer 
Eu-städteagenda deutlich gemacht hat
– die rigaer Erklärung vom Juni 2015, die unter 
lettischem Eu-ratsvorsitz das Ziel einer Eu-städ-
teagenda vorgegeben hat. Darin wurde die Viel-
falt städtischer Gebiete anerkennt, die stärkung 
der städtischen Dimension in der Eu-Politik ge-
fordert und die Zusammenarbeit zwischen städti-
schen Gebieten hervorgehoben,
–  der Bericht der deutschen Europaabgeordneten 
Kerstin Westphal (september 2015) zur Eu-städ-
teagenda.

nicht zuletzt ist es ein Verdienst der nieder-
ländischen Eu-ratspräsidentschaft im ersten 
Halbjahr 2016, die Eu-städteagenda zu einer Pri-
orität erhoben zu haben. unterstützt wurde der 
ratsvorsitz vom Europäischen Parlament und dort 
insbesondere von der überfraktionellen „urban 
intergroup“, aber auch vom ausschuss der regio-
nen (adr), der im april 2016 die von der autorin 
vorgelegte stellungnahme „Konkrete schritte zur 
umsetzung der Eu-städteagenda“ verabschiedet 
hat. Kernforderungen des adr sind transparenz, 
Partizipation und Verbindlichkeit – Kriterien, die 
angesichts des Brexit noch einmal unterstrichen 
werden müssen.

Zu guter letzt hat der regionalministerrat der 
Europäischen union auf seiner tagung am 30. mai 
2016 in amsterdam den Pakt von amsterdam als 
informelle (nicht rechtsverbindliche) übereinkunft 
unterzeichnet. Der rat für allgemeine angele-
genheiten – also die außenminister – wiederum 
hat am 24. Juni 2016 den Pakt von amsterdam 
mit den ratsschlussfolgerungen „Eine städtea-
genda für die Eu“ angenommen.

Ein Europa der Städte –  
die Städteagenda der EU
strategische Partnerschaften zu zwölf 
schwerpunktthemen vereinbart  

Autorin Hella Dunger-Löper
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Inhalte der EU-Städteagenda
Was beinhaltet nun die EU-Städteagenda?
im rahmen der agenda wurden in  einem Di-
alogprozess zwischen mitgliedstaaten, Euro-
päischer Kommission und Verbänden wie zum 
Beispiel Eurocities zwölf schwerpunktthemen 
definiert. Diese sollen durch Partnerschaften 
(arbeitsgruppen) umgesetzt werden. Eine Part-
nerschaft besteht aus je 15 akteuren (Europäi-
sche Kommission, nationale ministerien, städte, 
Verbände, also ein ebenenübergreifender an-
satz) und hat ein mandat für drei Jahre. Jede 
Partnerschaft soll in diesem Zeitraum ein ar-
beitsprogramm erstellen und umsetzen.
im mittelpunkt der arbeiten stehen drei anlie-
gen:
– Bessere Gesetzgebung: Es sollen keine neu-
en Eu-rechtsakte verabschiedet werden. Es soll 
aber eine stärkere Berücksichtigung der städti-
schen interessen in der legislativen arbeit ge-
ben.
– Bessere Finanzierung: Existierende Förderpro-
gramme sollen stärker am Bedarfen der städte 
ausgerichtet werden.
– Besserer informationsaustausch: Die Eu-
städteagenda soll eine neue Form der Zusam-

menarbeit zwischen Europäischer Kommission, 
mitgliedstaaten und städten im europäischen 
mehr-Ebenen-system ermöglichen.

um der Eu-städteagenda frühzeitig sichtbar-
keit zu geben, wurden aus den zwölf schwer-
punktthemen vier Pilotpartnerschaften defi-
niert, die anfang 2016 ihre arbeit aufgenom-
men haben, dazu zählen:
– Wohnungsbau
– luftqualität
– armut in städten
– integration von Flüchtlingen
im  oktober 2016 wurden weitere vier Partner-
schaften eingerichtet, die nun ihre arbeit in den 
folgenden Bereichen aufgenommen haben:
– städtische mobilität
– Digitaler übergang
– Kreislaufwirtschaft
– arbeitsplätze und Kompetenzen in der lokalen 
Wirtschaft

Die verbleibenden vier Partnerschaften (Ener-
giewende, nachhaltige landnutzung, natur-
basierte lösungen, innovative öffentliche auf-
tragsvergabe) sollen im zweiten Quartal 2017 
gegründet werden.

Umsetzung der EU-Städteagenda  
am Beispiel von Berlin
Die zwanzigjährige Debatte und der Verhand-
lungsverlauf über den Pakt von amsterdam legen 
nahe, dass die Eu-städteagenda kein selbstläufer 
ist. ob die Eu-städteagenda ein Erfolgsmodell 
künftiger Zusammenarbeit über die verschiede-
nen Ebenen (multi-level-governance) zwischen 
städten, mitgliedstaaten und Eu-institutionen 
ist, wird die umsetzung zeigen müssen. Hierbei 
spielen die Partnerschaften eine schlüsselrolle, 
wie etwa die Pilotpartnerschaft „migration und 
integration von Flüchtlingen“, in der Berlin mit-
glied ist. Diese Partnerschaft ist im übrigen ein 
gutes Beispiel dafür, dass ein die städte massiv 
bewegendes thema und die Eu-städteagenda 
zwei seiten derselben medaille sind.

städte tragen die Hauptlast in der Flüchtlings-
krise, z. B. durch die schaffung von Wohnraum, 
Gesundheitsversorgung, Bildungsangebote und 
die integration in den arbeitsmarkt. Bei der Be-
wältigung dieser Herausforderungen ist die Eu 
gefordert, die städte zu unterstützen – politisch 
durch städtesensitive Gesetzgebung, finanzi-
ell durch Fördermaßnahmen, die leicht städten 
zugänglich sind, und organisatorisch durch die 

Mit Blickpunkt, Aktuelles, Kommunal-Blog, DEMO-Kommunalkongress, Reporte, u. v. m.
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Förderung des Erfahrungsaustauschs.
Berlin hat sich der Pilotpartnerschaft „migra-
tion und integration von Flüchtlingen“ ange-
schlossen, um seine Erfahrungen einzubringen, 
z. B. durch die Erarbeitung eines masterplans, 
der einen integrierten ansatz sicherstellt. Ber-
lin möchte aber auch von anderen beteiligten 
städten (amsterdam/Federführung, athen, 
Barcelona, Helsinki) lernen und gemeinsam 
Einfluss auf künftige rechtsetzung, finanziel-
le Förderung und Wissensaustausch nehmen. 
mit 79.000 Flüchtlingen, die 2015 nach Berlin 
gekommen sind, und 40.000 Flüchtlingen, die 
noch in öffentlichen Einrichtungen leben, ist 
Berlin wie kaum eine andere stadt in der Eu von 
der Flüchtlingskrise betroffen.

Von Vorteil ist, dass Berlin langjährige Er-
fahrung in der integration von menschen mit 
migrationshintergrund hat. so werden mit mit-
teln des Europäischen regionalfonds seit vielen 
Jahren Projekte der integrierten stadtentwick-
lung gefördert, um insbesondere migrantinnen 
und migranten bei der gesellschaftlichen teil-
habe und der integration in den arbeitsmarkt 
zu unterstützen. Es ist deshalb naheliegend, 
auf diesen Erfahrungen aufzubauen und sie auf 
die integration von Flüchtlingen zu übertragen. 
Diesem Ziel dient das vom senat entwickelte 
Pilotprojekt „refugees Become neighbours“. 
in seinem rahmen soll das Zusammenleben 
von heimischer Bevölkerung und Flüchtlingen 
durch eine Begegnungskultur gefördert werden 
(community building). Darüber hinaus sollen die 
Flüchtlinge individuell befähigt werden, sich ak-
tiv in das Gemeinschaftsleben einzubringen und 
daran teilzuhaben (empowerment). Zwei stadt-
quartiere in den Bezirken neukölln und lichten-
berg wurden für das Pilotprojekt vorgesehen. 
Die Ergebnisse des Pilotprojekts sollen als Bei-
trag Berlins in die Partnerschaft „migration und 
integration von Flüchtlingen“ einfließen.

Die bisherigen zwei sitzungen der Partner-
schaft „migration und integration von Flüchtlin-
gen“ zeigen ein großes interesse der beteiligten 
akteure. allerdings ist die nationale Ebene noch 
wenig repräsentiert. Für den Erfolg nicht nur 
dieser Partnerschaft ist es jedoch wichtig, dass 
sich die mitgliedstaaten stark engagieren, um 
dem mehr-Ebenen-ansatz (europäische institu-
tionen, mitgliedstaaten und städte) gerecht zu 
werden. Die städte und städteverbände werden 
gegenüber den mitgliedstaaten weitere über-
zeugungsarbeit leisten müssen, um für deren 
aktive Beteiligung in den Partnerschaften zu 
werben.

Wie geht es mit der  
EU-Städteagenda weiter?
Die Europäische städteagenda ist ein laufendes 
Projekt, das weiter getrieben werden muss: der 
ausschuss der regionen (adr) hat deshalb be-
reits einen Follow-up-Prozess aufgesetzt, der 
sicherstellt, dass die angelaufenen maßnahmen 

begleitet, beobachtet und auch regelmäßig be-
wertet werden.
Heruntergebrochen auf die praktische umset-
zung bedeutet dies aus sicht des adr:
– Koordination der Eu-städteagenda durch die 
Europäische Kommission, idealerweise durch 
den Ersten Vizepräsidenten Frans timmermans, 
um eine Verknüpfung mit der „agenda für bes-
sere rechtsetzung“ sicherzustellen
– aufnahme der Eu-städteagenda in das Jahres-
arbeitsprogramm der Europäischen Kommission 
und die arbeitsprogramme der ratspräsident-
schaften
– regelmäßige Berichte aus den Partnerschaften 
an die Europäische Kommission, den rat, das 
Europäische Parlament und den adr

um eine Verbindlichkeit für die weitere Politik- 
entwicklung und nachhaltigkeit im sinne einer 
städtischen agenda herzustellen, sollte darüber 
hinaus ein Weißbuch vorgelegt werden, das die 
Ergebnisse der Partnerschaften auswertet und 
systematisiert und das die Elemente einer bes-
seren Governance beschreibt und übertragbar 
macht. Damit wird einerseits Verbindlichkeit er-
reicht, anderseits aber auch ein mehr an trans-
parenz. Das Weißbuch sollte allerdings nicht 
erst nach abschluss der dreijährigen laufzeit 
der Partnerschaften erstellt werden, sondern 
im Jahr 2017 nach einer Halbzeitbewertung die 
schon gesammelten Erfahrungen zusammenfas-
sen, systematisieren und in die Vorbereitung der 
kommenden Förderperiode der europäischen 
struktur- und investitionsfonds ab 2021 und in 
die Post-Eu-2020-strategie einfließen lassen.

all diese Forderungen sind von den mitglieds-
staatlichen regierungen bei den Verhandlungen 
zum Pakt von amsterdam leider nur ansatzwei-
se berücksichtigt worden. so fehlt beispiels-
weise das Bekenntnis der mitgliedstaaten, die 
Eu-städteagenda in die arbeitsprogramme der 
ratsvorsitze aufzunehmen, was Befürchtungen 
hinsichtlich der Verbindlichkeit der Eu-städtea-
genda begründet. Zu groß war offensichtlich 
die sorge der mitgliedstaaten, mit dem neuen 
Governance-modell der Eu-städteagenda Ein-
fluss auf die städte zu verlieren.

aber auch wenn es bei der umsetzung der 
Eu-städteagenda noch einige Widerstände zu 
überwinden und noch vieles zu tun gibt, ist ei-
nes doch jetzt schon sicher: es hat sich etwas 
bewegt für die städte in Europa. aber es geht 
noch mehr. Deshalb müssen der Druck und das 
Engagement der städte weitergehen. setzen wir 
uns also weiterhin gemeinsam für lebenswerte 
städte als orte eines friedlichen, respektvollen 
und erfolgreichen Zusammenlebens ein. Denn 
in den städten entscheidet sich unsere Zukunft.

Weitere Informationen:
im oktober 2016 hat die Europäische Kommissi-
on ein Web-Portal für städte freigeschaltet: ht-
tps://ec.europa.eu/info/eu-regional-and-urban-
development/cities  

Dieser sog. one-stop-shop informiert über:
– die Eu-städteagenda im allgemeinen
– die prioritären themen einschließlich der da-
mit verbundenen Partnerschaften (sofern schon 
aktiv)
– aktivitäten der Europäischen Kommission für 
städte, wie z. B. die initiative „smart Cities“
– Datenbanken, Berichte etc., die für städte 
nützlich sein können, wie z. B. die urban Data 
Platform, Eurostat und den „state of European 
Cities“-report
–  Finanzierungsmöglichkeiten für städte, wie 
z. B. EFsi und strukturfonds
– Veranstaltungen

Hella Dunger-Löper, 
Staatssekretärin, Bevollmächtigte  
des Landes Berlin beim Bund,  
Europabeauftragte, Mitglied im  
Ausschuss der Regionen
www.berlin.de/rbmskzl/europa
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Wir unterstützen

drei Jahren. Dafür bin ich total dankbar und freue mich
jeden Tag auf die Arbeit.“

Valeria C.(Schwenningen)
Servicetechnikerin

„Vom Jobben zum Ausbildungsplatz als Automatenfachfrau
bis zur Servicetechnikerin. Und das alles in gerade einmal
drei Jahren Dafür bin ich total dankbar und freue mich


